
G. Rechnungshof.-
18. Bundesgesetz vom 15. Juli 1930, betr-effend einige
Abänderungen des Reehnungshofgesetzes vom 30. Juli

1925, B..G.Bl. Nr. 290 (Rechnungshofges.etznovelle).

15. Juli 1930 (Bundesgesetzblatt für die Republik Oesterreich

Nr. 240)

Dazu die Artikel 121-128 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von

1929, welche wie folgt.lauten-
Artikel 121. (1) Zur Überprüfung der Gebarung der gesamten Staatswirtschaft

des Bundes, ferner der Gebarung der von Organen des Bundes verwalteten Stiftungen,
Fonds und Anstalten ist der Rechnungshof berufen. Ihm kann auch die Überprüfung
.der Gebarung von Unternehmungen übertragen werden, an denen der Bund finanziell

beteiligt ist.

(2) Der Rechnungshof verfaßt den Bundesrechnungsabschluß und legt ihn dem

Nationalrat vor.

(3) Alle Urkunden...über Staatsschulden (Finanz- und Verwaltungsschulden) sind,
.insoweit sie eine Verpflichtung des Bundes beinhalten, vom Präsidenten des Rechnungs-
hofes gegenzuzeichnen; durch diese Gegenzeichnung wirdk die Gesetzmäßigkeit
-und rechnungsmäßige Richtigkeit der Gebarung bekräftigt. --

-

Artikel 122. (1) Der Rechnungshof untersteht unmittelbar dem Nationalrat.

(2) Der Rechnungshof besteht aus einem Präsidenten und den erforderlichen Be-

amten und Hilfskräften.

(3) Der Präsident des Rechnungshofes wird auf Vorschlag des Hauptausschusses
vom Nationalrat gewählt. Das Gelöbnis auf die Bundesverfassung leistet er vor dem

Antritt seines Amtes dem Bundespräsidenten.
(4) Der Präsident des Rechnungshofes darf &apos;keinem allgemeinen Vertretungskörper

angehören und in den letzten vier Jahren nicht Mitglied der Bundesregierung oder einer

Landesregierung gewesen sein.

Artikel 123. (1) Der Präsident des Rechnungshofes ist hinsichtlich der Verantwort-
lichkeit den Mitgliedern der Bundesregierung gleichgestellt.

(2) Er kann durch Beschluß des Nationalrates abberufen werden.

Artikel 124- (1) Der Präsident wird von dem im Rang nächsten Beamten des

-Rechnungshofes vertreten,

(2) Im Fall der Stellvertretung des Präsidenten gelten für den Stellvertreter die

:Bestimmungen des Artikels 123.
Artikel 125. (1) Die Beamten des Rechnungshofes ernennt airf--Vorschlag und unter

Gegenzeichnung des Präsidenten des Rechnungshofes der Bundespräsident; das gleiche
,gilt für die Verleihung von Amtstiteln. Doch kann der Bundespräsident den Präsidenten
des Rechnungshofes ermächtigen, Beamte bestimmter Kategorien zu ernennen.

(2) Die Hilfskräfte ernennt der Präsident des Rechnungshofes.
Artikel 126. Kein Mitglied des Rechnungshofes.darf an der Leitung und Verwal-

tung von Unternehmungen beteiligt sein, die dem Bund oder den Ländern Rechnung zu

legen haben oder zum Bund oder einem Land in einem Subventions- oder Vertragsver-
hältnis stehen. Ausgenommen sind Unternehmungen, die ausschließlich&apos;die Förderung
-humanitärer, Bestrebungen oder der wirtschaftlichen Verhältnisse von öffentlichen An-

gestellte&apos;n oder der-en Angehörigen zum Zweck haben.
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Artikel 126 a. Der. Rechnungshof hat auf Ersuchen der Bundesregierung oder eines

Bundesministers in seinen Wirkungsbereich (Artikel 121, Absatz i) fallende besondere

Akte der Gebarungsüberprüfung durchzuführen und das Ergebnis der ersuchenden Stelle

mitzuteilen.

Artikel 126 b. Entstehen zwischen dem Rechnungshof und der Bundesregierung
oder einem Bundesminister Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der gesetz-
lichen Bestimmungen, die die Zuständigkeiten des Rechnungshofes regeln, entscheidet

auf Anrufung durch die Bundesregierung oder den Rechnungshof der Verfassungsgerichts-
hof in nichtöffentlicher Verhandlung. Das Verfahren wird durch Verordnung geregelt.

Artikel 126 c. (i) Der Rechnungshof hat jeden Bericht vor der Vorlage an den

Nationalrat dem Bundeskanzler mitzuteilen. Die Bundesregierung kann binnen drei

Wochen Äußerungen zu einem solchen Bericht erstatten, die der Rechnungshof auf-ihren
Wunsch zugleich mit dem Bericht dem Nationalrat vorzulegen hat. Der Bericht kann

jedoch auch schon vor Ablauf dieser dreiwöchigen Frist mit Zustimmung der Bundes-

regierung dem Nationalrat vorgelegt werden. Nach der Vorlage an den Nationalrat ist

der Bericht zu veröffentlichen.

.(2) Für die Verhandlung der Berichte des Rechnungshofes wird im Nationalrat

ein ständiger Ausschuß eingesetzt. Bei der.&quot;.Einsetzung ist der Grundsatz der.,Ver-
hältniswahl einzuhalten. Der Ausschuß hat die Verhandlung jedes Berichtes -binnen

sechs Wochen durchzuführen. Dann erstattet er dem Nationalrat Bericht.

Artikel 127. (i) Der Rechnungshof hat die Gebarung der Länder zu überprüfen.
Die Überprüfung hat sich auf die ziffermäßige Richtigkeit, die Übereinstimmung mit

den bestehenden Vorschriften, ferner die Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der

Gebarung zu lerstrecken. Die Überprüfung hat jedoch nicht auch die für die GG
maßgebenden Beschlüsse der. verfassuiigsgemäß zuständigen&apos; Vertretungskörper zu

umfassen. Der Rechnungshof ist bei dieser Tätigkeit unter sinngemäßer Anwendung der

Artikel 126 a, 126 b und 126 c als Organ des betreffenden Landtages tätig, dem der Präsi-

dent des Rechnungshofes in bezug auf diese Überprüfung verantwortlich ist (Artikel 42,
Absatz 2, lit. c). Die nach Artikel 126 a der Bundesregierung oder einem Bundesminister

zustehenden Rechte stehen bezüglich der Gebarungskontrolle gegenüber dem Land der-

Landesregierung oder dem Landeshauptmann zu.

(2) jede Landesregierung hat alljährlich eine oder mehrere mit den besonderen Ver.-

hältnissen des Landes vertraute Personen, die. nicht der Landesregierung angehören
dürfen, dem Rechnungshof namhaft zu machen, die diesen bei Durchführung seiner auf

das Land bezüglichen Tätigkeit zu unterstützen haben. Der Rechnungshof ist gehalten,
allen, Amtshandlungen, die er hinsichtlich der Gebarung eines Landes vornimmt, ins-

besondere den an Ort und Stelle vorzunehmenden Überprüfungen, den in Betracht
kommenden Beauftragten des Landes zuzuziehen.

(3) Ebenso hat der Rechnungshof in allen Fällen, in denen er über Kontrollergeb-
nisse an den Landtag zu berichten beabsichtigt, diese Berichte vorher dem.in Betracht
kommenden Beauftragten des Landes und überdies, wenn das betreffende Land eine

eigene Kontrollstelle. besitzt, deren Vorstande mitzuteilen. Dem Beauftragten- sowie

dem Vorstande der eben erwähnten Kontrollstelle des Landes steht eine Frist von drei

Wochen zur Äußerung offen.

(4) Für die Zwecke der im Absatz i Vorgesehenen Überprüfung haben die Landesr

regierungen die jährlichen Rechnungsabschlüsse über die Gebarung im selbständigen
Wirkungsbereich der Länder dem Rechnungshof zu übermitteln.

(5) Der Rechnungshof hat. die, Rechnungsabschlüsse auf Grund Einsichtnahme an

Ort und Stelle in die Bücher und sonstigen mit der Gebarung im Zusammenhang stehenden

Belege zu überprüfen und das Ergebnis der Überprüfung der Landesregierung mitzuteilen.

Die Landesregierung legt den.Bericht über das Ergebnis der Überprüfung dem Landtage
zugleich mit. dem Landesrechnungsabschluß vor.

(6) Unter.nehmungen unterliegen der Uberprüfung des Rechnungshofes wie die

übrige Gebarung des Landes, wenn sie in der Privatwirtschaft des betreffenden Landes

-keine Konkurrenz, hab&apos;en. anderer Unternehmungen, die das Land-allein

betreibt, sowie hinsichtlich Unternehmungen, an denen das Land,finanziell beteiligt ist
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